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Ueber die Bedeutung der organischen Staatsauf- 
fassung für das Staatsrecht 1 ). 



Inauguralrede des Prof. Dr. Pricker in Tübingen, gehalten den 8. Märt 1866. 



Hochgeehrte Versammlung ! 

Wenn ich von dieser Stelle aus, die ich dem academischen 
Brauche gemäss betrete, den Gang der die D. Staatsrechts- 
wissenschaft beherrschenden Grundanschauung in grossen Zügen 
darzulegen, und von meiner eigenen Auffassung Rechenschaft 
zu geben mich anschicke, so bedarf das keiner vorgängigen 
Rechtfertigung. 

Es sei mir aber gestattet, ehe ich mich dieser Aufgabe 
zuwende, Ihre Aufmerksamkeit auf eine Frage zu lenken, welche 
sich uns gerade auf dem Boden des D. Staatsrechts unabweisbar 
entgegendrängt: Auf die Frage von der Bedeutung der herrschenden 
Anschauung vom Staat für die Gestaltung des wirklichen 
Staats und seines Rechtes. 

Es ist zunächst die Vergleichung der D. Staatsrechts- 
wissenschaft aus der Zeit des D. Reichs oder richtiger aus der 
Zeit vor der Aufnahme französischer Ideen mit der D. Staats- 
rechtswissenschaft nach diesem Zeitpunkt — was uns zu der 
aufgeworfenen Frage hinführt. 

Vergleichen wir z. B. P ü 1 1 e r s Bearbeitungen des D. Staats- 
rechts aus den 60ger Jahren des vorigen Jahrhunderts mit 

1) Dieser Titel wurde zur schärferen Hervorhebung des Wesentlichen 
an die Stelle des ursprünglichen „Ueber den gegenwärtigen Stand der 
Staatsrechtswissenschaft" gesetzt. 
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Klübers Einleitung zu einem neuen Lehrbegriff des D. Staats- 
rechts von 1803 oder mit Gönners D. Staatsrecht von 1805, 
so ist es uns oft, als bildeten ganz verschiedene Staaten den 
Gegenstand dieser verschiedenen Darstellungen ; und doch ist es im 
Wesentlichen dieselbe Verfassung, die uns in allen diesen Arbeiten 
vorgeführt wird. Auch ist zwischen diesen beiderseitigen Dar- 
stellungen nur eine kleine Spanne Zeit gelegen. Aber freilich, 
welch eine Zeit! die Zeit der Revolution — vor Allem der Re- 
volution in denjenigen Ideen und Anschauungen, welche das 
sociale und politische Leben der Menschen zum Gegenstand 
haben. 

So ist denn unsere Frage naher zu bestimmen als die Frage 
nach der Umgestaltung des wirklichen Staates und seines 
Rechts, wie sie sich als blosse Folge einer neuen Anschauung 
vom Wesen des Staates ergibt, ohne der vermittelnden Thatsache 
gesetzlicher oder gewohnheitsrechtlicher Aen- 
derung seiner positiven Rechtssätze und Institute zu bedürfen. 

Mit der Auflösung des D. Reiches hat diese Frage ihre 
Wichtigkeit keineswegs verloren ; denn so tief auch der Einschnitt 
war, den das D. Recht durch diese Thatsache erlitt: tabula rasa 
wurde denn doch nicht gemacht, und gar manche Rechtssätze 
und Institute des alten Territorialstaatsrechtes wurden in die neue 
Zeit herübergenommen — aber nicht ohne unter dem Einfluss 
der neuen Anschauung eine Aenderung in ihrer Bedeutung zu 
erleiden. Auch war mit der Auflösung des D. Reiches jene innere 
Entwicklung und Umformung des D. Staatsrechtes nicht abgeschlossen, 
vielmehr ist seither noch mehrmals der Fall eingetreten, dass 
dem bestehenden Staatsrecht in aller Stille eine neue Anschauung 
sich unterlegte. Es stand dies im innigsten Zusammenhang mit 
der Cultur-Entwicklung im Allgemeinen, insbesondere mit der 
Entwicklung der philosophischen Wissenschaft. 

Als prägnantestes Beispiel zur Illustrirung der aufgeworfenen 
Frage bietet sich das Thron-Successions-Recht dar. Das Wesen 
dieses Rechtes muss demjenigen, der sich auf den Standpunkt 
der Patrhnonialtheorie stellt, ganz anders erscheinen, als dem, 
welcher den Staat auf einen Vertrag gründet, und abermals 
anders demjenigen, der das Verhältniss zwischen der Staatsgewalt 
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und dem Volk als Herrsch afts-Verhältniss auffasst, als dem, welcher 
darin ein organisches Verhältniss erblickt. 

Und doch haben die Rechtssätze selbst, welche dieses 
Recht bestimmen , wahrend des angedeuteten Wechsels der 
Anschauung vom Staate keine Aenderung erfahren. 

Gleichwohl handelt es sich bei diesem Wechsel nicht blos 
von leerer Theorie , sondern von einer mit unwiderstehlicher 
Macht sich vollziehenden Umwandlung geltenden Rechtes. 

Wir werden uns diesen höchst merkwürdigen Prozess etwa 
in folgender Weise erklären müssen. Der Staat ist ein lebendiger 
Organismus, lebendige Mächte sind in ihm wirksam und be- 
stimmen seine concrete Gestaltung. In das subjective Bewusstsein 
aufgenommen bewirken diese lebendigen Mächte eine bestimmte 
Anschauung vom Staate; nur durch diese hindurch können jene 
wirksam werden. Organisches Leben lässt sich aber nicht in 
Rechtssätzen erschöpfen ; Rechtssätze sind ihrer Natur nach auf 
den einzelnen Punkt gerichtet. Wenn nun Gegenstände des 
öffentlichen Lebens durch das positive Recht normirt werden oder 
die Gestalt positiver Rechts-Institute annehmen, so spiegeln sie 
zwar allerdings nothwendig die staatliche Anschauung derjenigen 
ab, durch deren Thätigkeit sie in die Wirklichkeit eingeführt 
wurden. Keineswegs ist damit aber die zu Grunde liegende 
Anschauung selbst fixirt worden, so dass sie nun als solche die 
Geltung des positiven Rechtes erhalten hätte. Dieser Satz ist 
längst anerkannt; wer könnte sich auch der Wahrnehmung ent- 
ziehen, dass sich in dem positiven Recht eines jeden Staates die 
verschiedensten, innerlich sich widersprechenden Anschauungen 
in Rechtssätzen und Rechts-Instituten ausgeprägt haben , die nun 
neben einander bestehen, obwohl die Anschauungen selbst, aus 
denen sie erwuchsen, sich gegenseitig ausschliessen müssen. Sofern 
also der Punkt der Einfügung eines Rechtssatzes in den leben- 
digen Organismus des Staates mit dem Rechtssatz selbst noch 
gar nicht nothwendig gegeben ist, sondern nur aus der ganzen 
politischen Anschauung folgt, muss derselbe wechseln mit dieser 
Anschauung. Keine Gesetzgebung hat die Macht, die innere 
Natur einer Sache zu schaffen oder zu ändern. Ob daher ein 
positives Recht unter diese oder jene nach inneren Momenten 
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fixirte Gattung von Rechten zu subsumiren ist, kann kein Rechtssatz 
bestimmen ; und wenn von dieser Subsumtion hinwiederum eine 
gewisse Behandlung jenes Rechtes abhängt , so richtet sich diese 
nach der jeweiligen Anschauung von der Natur des betreffenden 
Rechtes, soweit dieselbe nicht im einzelnen Punkte durch das 
positive Recht normirt ist. 

So können wir uns z. B. den' Fall gar wohl vorstellen, dass 
unter der Herrschaft eines unvollkommenen Staatsbegriffs ein ge- 
wisses Recht als Privatrecht aufgefasst ist, dessen staatliche Natur 
später allgemein erkannt wird. Wenn hier der staatsrechtliche 
Charakter etwa eine andere staatliche Einwirkung auf das Recht 
in Frage zulässt, als die privatrechtliche Natur, so ist nun mit 
dem Augenblick des Erkennens jenes Rechtes in seinem wahren 
Wesen von selbst auch die dem entsprechende staatliche Ein- 
wirkung zum praktischen Recht erhoben, ohne dass hiezu die 
geringste Abänderung eines positiven Rechtssatzes nöthig gewesen 
wäre. Durch einen Rechtssatz hätte jener privatrechtliche 
Charakter nicht fixirt werden können; ein solcher hätte zwar 
einzelne Consequenzen dieses Charakters in bestimmte Rechts- 
normen zu fassen vermocht, und diese würden nun auch keineswegs 
von selbst hinwegfallen ; soweit er dies aber nicht gethan, verbliebe 
die Beurtheilung der Natur dieses Rechts der freien Auffassung 
jedes späteren Zeitpunktes überlassen. 

Die Frage, ob die Staatsauffassung, welche die Deutsche 
Reichszeit beherrschte, die Patrimonialtheorie im eig. Sinn ge- 
wesen sei — können wir hier ohne Weiteres bei Seite lassen. 
Wir finden das charakteristische Wesen des D. Staates der 
Reichszeit in der durchgeführten Mediatisirung des Individuums. 
So wenig es ein Deutsches Volk gab, das der centralen Deutschen 
Staatsgewalt unmittelbar gegenüber gestanden wäre, so wenig 
kannte man im einzelnen Territorium den Begriff des Volkes. 
Wie als unmittelbare Glieder des D. Staates in Wahrheit nur 
die selbstständigen politischen Organismen der Territorialstaaten 
erscheinen : so finden wir im einzelnen Territorium dem Regenten 
gegenüber unmittelbar nur die Stände als relativ selbstständige 
politische Organisation des in ihnen zusammengefasslen Volkes. 
Nicht von Regierung und Volk war die Rede, sondern von 
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Regierung und Land; das Land aber war die Vereinigung 
jener selbstsländig organisirten , corporativen Glieder, die wir 
unter dem Namen der Stände kennen. 

Allerdings musste auf dieser Grundlage eine sie selbst in 
ihrem Ziel verneinende Bewegung entstehen; es fanden sich in 
der geschilderten Organisation bereits ganz entschiedene Ansätze 
dazu vor, die dann auch wirklich jene Bewegung einleiteten: 
allein bis zum Abschluss gelangte dieselbe in der Zeit des Reiches 
nicht mehr, und im Ganzen blieb diese Periode in ihrer vollen 
Ausdehnung von der vorhin bezeichneten Auffassung beherrscht. 

War nun nach dieser Auffassung das Volk bereits politisch 
organisirt, ehe es in seine Verbindung zum Regenten trat, so 
konnte auch der Gedanke einer Vereinigung der unendlichen 
staatlichen Aufgabe und Gewalt in der Hand des Regenten nicht 
zu klarer Erkenntniss gelangen , statt seine Rechte und Funktionen 
aus dem Staatsbegriff abzuleiten , konnte sie der Regent nur als 
besondere wohlerworbene Rechte auf Grund nachweisbarer spe- 
zieller Rechtstitel geltend machen. Regent und Land standen 
sieb wie zwei verschiedene Personen gegenüber. 

Es ist bekannt genug, wie sich diese Anschauung in sämmt- 
lichen Instituten des Reichs-Territorial-Staatsrechts abspiegelt — 
besonders prägnant in der Stellung der fürstlichen Familie, der 
Autonomie des Regentenhauses, in der Organisation der Stände, 
im Verhältniss zwischen der Regierung und den Ständen, 
namentlich in dem so ganz charakteristischen ständischen Steuer- 
Verwilligungsrecht. 

Eine Umwandlung dieser Anschauung liess sich am Schlüsse 
der Reichszeit bereits als unabweisbar vorhersagen: die fran- 
zösische Revolution hat diesen Prozess nur beschleunigt. Wenn 
man freilich in den Lehren, die von Westen her zu uns ge- 
langten, auf verschiedenen Seiten eine Zauberformel erblickte, 
mit der man nach Gutdünken den Bau des Staates von unten 
bis oben einreissen, neubauen und ändern zu können glaubte: 
so war das eine arge Täuschung, und manche ernste, schwere 
und verdriessliche Arbeit späterer Zeit gibt Zeugniss von der 
Täuschung, in der man sich befand. 

Das Eine aber erhielt sich als die bleibende Errungenschaft 
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jener Revolution der politischen Anschauung : das Individuum ward 
aus seiner corporativen Gebundenheil gelöst; man fand den 
Begriff des Staatsbürgers und des Volkes ; der Stand oder die 
Corporation verloren ihre zwischen der Regierung und dem Volk 
vermittelnde Bedeutung ; das Volk trat somit dem Regenten nicht 
mehr schon organisirt gegenüber, sondern erhielt seine politische 
Organisation erst in und mit ihm ; es konnte also auch der Regent 
nicht mehr ausserhalb des Staates und über demselben, nur pri- 
vatrechtlich mit ihnen verbunden , sondern nur im Staate stehen. 

Erinnern wir uns der Staatslehren, welche der französischen 
Revolution zunächst vorangingen oder durch sie hervorgerufen 
wurden, erinnern wir uns weiter der Richtung, welche die Rechts- 
und Staatsphilosophie seit Hugo Grotius genommen hatte: so 
finden wir darin die genügende Erklärung der Thatsache, dass 
man jetzt nach Zerstörung der corporativen Gebundenheit des 
Individuums noch keineswegs alsbald zur organischen Vereinigung 
des Volks im Staate überzugehen vermochte, sondern die eben 
erst gewonnene Freiheit des Individuums zum Ausgang für die 
Construction des Staates und des Staatsrechtes nahm. Die Formel 
für diese Anschauung war die Begründung des Staates auf 
Vertrag. 

Allein dieser Staatsvertrag war weit verschieden von dem 
reichsrechtlichen Verhältnisse zwischen dem Territorialherrn und 
dem Lande. In dem letzten fehlte der Staatsbegriif ganz; es 
war nur von einzelnen Rechten und Pflichten die Rede; diese 
aber gründeten sich in Wahrheit auf besondere Rechtstitel, 
namentlich auf förmlichen, wirklichen Vertrag zwischen dem 
Regenten und den Ständen. Die neue Auffassung dagegen ging 
von einem Staatsbegriff und einein Staatszweck aus; in ihnen 
fand der Regent den Umfang und die Norm seiner staatlichen 
Befugnisse. Es hätte keinem Glied des Staates im Ernste ein- 
fallen können, die Einwirkung des Regenten mit der Einwendung 
zurückzuweisen, er habe ja mit ihm keinen Vertrag abgeschlossen 
oder es möge der Regent erst nachweisen, dass jene Einwirkung 
in dem abgeschlossenen Vertrag wirklich ihren Grund habe. Der 
Staatsvertrag war nicht mehr als eine Fiction, mit der man eben 
nur den Gedanken der Freiheit des Individuums ausdrücken 
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wollte; er enthielt nicht die historische, sondern die begriffliche 
Erklärung des Staates. 

Der innere Widerspruch, den die Vertragstheorie enthielt, 
wie sie in der D. Staatsrechts-Wissenschaft hauptsächlich von 
Klüber zur Geltung gebracht wurde, konnte auf die Dauer nicht 
verborgen bleiben. 

War der Staat wirklich Product der individuellen Freiheit, 
so durfte weder dem Regenten noch irgend einem anderen Glied 
des Staates noch auch der Wissenschaft überlassen bleiben, den 
Staatszweck und die daraus fliessenden Rechte und Pflichten zu 
constatiren ; auch der Staatszweck konnte nur durch den 
Staatsvertrag festgesetzt sein; hätte man also den Staatsvertrag 
etwa ganz allgemein dahin gefasst, es soll dem Regenten Alles 
das zu thun obliegen und gestattet sein, was aus dem Staatszweck 
sich ableiten lasse, so wäre diese Bestimmung ganz inhaltslos 
gewesen. Ja selbst in denjenigen Fällen, wo man scheinbar 
den Staat wirklich auf Vertrag gründete , in den Fällen der Ver- 
fassungs-Pactirung , konnte der Staatszweck doch nicht in seiner 
unendlichen positiven Gestalt fixirt, sondern nur der Regent mit 
den Schranken umgeben werden, innerhalb welcher er selbst- 
ständig seine Aufgabe zu suchen hatte, aber nur unter der Vor- 
aussetzung finden konnte, dass der Staatsbegriff und Staatszweck 
objeetiv gegeben und nicht gemacht seien. 

Mit dem Zurücktreten des Einflusses der Kant'schen Philosophie 
trat die Wendung der Anschauung ein; in der publicistischen 
Literatur ist die neue Richtung seit den 40er Jahren entschieden; 
sie kann im Allgemeinen als organische Staatslehre bezeichnet 
werden ; wenigstens hat man nun allenthalben den Satz „der Staat 
ist ein Organismus" mit grossen Buchstaben auf die Fahne ge- 
schrieben. Man erkannte jetzt namentlich, dass der Staat nichts 
willkürlich Gemachtes sei, dass er nicht aus dem Willen seiner 
Glieder entspringe, sondern in nothwendiger Folge des Begriffs 
eines Organismus seine Glieder ergreife und sich ein- und 
unterordne, ohne in ihrer Zustimmung die nothwendige Le- 
gitimation hierzu suchen zu müssen; man erkannte den ab- 
soluten und objektiven Charakter des Staats gegenüber dem In- 
dividuum. 
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Mit diesem ganz richtigen Gedanken verband man dann aber 
einen anderen, der den ersten verneint, und während er auf der 
Grundlage einer organischen Staatsauffassung zu stehen ver- 
meint, im entschiedensten Widerspruch zu solcher sich be- 
findet. 

Wir finden nämlich in jedem Staat gewisse Organe vor, 
deren Funktionen der Erfüllung des Staatszweckes gewidmet 
sind; da sie somit diese Functionen nicht aus ihrer individuellen 
Persönlichkeit ableiten können, sondern im Dienst eines höheren 
Ganzen ausüben, so sind wir geneigt, dieselben diesem höheren 
Ganzen selbst zuzuschreiben, und in dem ausübenden Organ den 
Vertreter des Organismus zu erkennen; wir haben damit den 
Organismus zur Person erhoben. Da nun der Staat als Organismus, 
dem organischen Gesetz gemäss, seinen Gliedern gegenüber 
die «massgebende, beherrschende Stelle einnimmt, so betrachten 
wir den Willen der Person des Staates als herrschenden Willen, 
wie wir denn auch sehen, dass überall, wo der Staat dem Ein- 
zelnen gegenüber seinen Willen äussert, diese Willensäusserung 
die Bedeutung der unwiderstehlichen Forderung hat. Und so 
gelangte man denn dazu, gleichzeitig den Staat als Organismus 
zu prädiciren und sein juristisches Wesen in der Herrschaft 
der Person des Staates als herrschenden Subjekts über das Volk 
als beherrschtes Objekt zu finden. 

Allein wenn wir es als allgemeines organisches Gesetz 
aussprechen, dass der Organismus seine Glieder beherrsche, 
so verstehen wir darunter ganz etwas Anderes als das Recht der 
Organe des Organismus, zwingend und absolut gegen dessen 
Glieder aufzutreten ; ' und wenn wir im Staat der Erfahrung ein 
solches Zwangsrecht auch wirklich erblicken, so beweist dies 
nicht, dass sich darin das eigentliche Wesen des Staates aus- 
drucke; und selbst dies zugegeben, so können wir, wenn wir 
den organischen Charakter des Staates ernstlich meinen, in jenem 
Zwangsrecht unmöglich ein Verhältniss der Herrschaft sehen, 
welches das Volk zum blos beherrschten Objekt des, nach den 
wahren organischen Gesetzen, zum Dienen bestimmten Organs 
herabsetzt. Sodann ist es überhaupt keineswegs richtig, wenn 
man eine Function darum, weil sie organisch ist, als Function 
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dies Person gewordenen Organismus betrachtet. Wer wollte auch 
etwa die Function des öffentlichen Lehrers ihres organischen 
Charakters wegen als Thätigkeit der Person des Staates oder der 
Schule betrachten, und in dem Lehrer selbst nur den Vertreter 
dieser Personen erblicken? 

Denken wir uns einen Kreis von Menschen, die durch- 
drungen sind von dem Bewusstsein, für einander bestimmt zu 
sein, um in gegenseitiger Ergänzung, in wechselseitigem Aus- 
tausch von Leistungen die Erreichung ihrer Lebenszwecke möglich 
zu machen: so werden wir diesem Verein das Prädicat des Or- 
ganismus zuerkennen müssen , und jedes einzelne Mitglied des- 
selben kommt insoweit als organisches Glied in Betracht, als 
es dem angegebenen Zweck gemäss leistet oder sich leisten 
lässt. Wir können uns nun diesen Organismus in Wirklichkeit 
nicht denken ohne eine besondere Function, deren Zweck gerade 
in der Erhaltung und Verbürgung des organischen Zusammen- 
wirkens gelegenist; auch diese Function ist somit eine organische 
Function, die sich lediglich in die Reihe der übrigen organischen 
Functionen dieses Kreises stellt; denn obwohl dieselbe über 
den anderen Functionen steht, indem sie dieselben bedingt, ist 
sie doch andererseits selbst wieder durch sie bedingt; sie ist 
eine Leistung für die anderen, durch welche die Leistungen 
dieser möglich gemacht werden, auf welchen hinwiederum sie 
selbst beruht Wie jede organische Leistung, so ist auch sie, 
dem allgemeinen organischen Gesetz gemäss, im Geben selbst 
empfangend und im Empfangen gebend; denn indem sie giebt, 
macht sie es möglich, dass ihr gegeben werde, und indem sie 
empfängt, wird sie zu geben fähig. 

Ist nun die staatliche Function wirklich eine organische 
Leistung, so haben wir keinen Gewinn davon, wenn wir dieselbe 
der Person des Staates zuschreiben; denn nicht aus dem Willen 
des Organismus als einer Person leitet das Organ seine Stellung 
und Aufgabe ab, sondern aus der in dem Zweck des Organismus 
enthaltenen objektiven Rechtsforderung, die auch hinsichtlich 
dieser, wie jeder anderen, Leistung sich potentiell an jedes 
Glied des Organismus wendet, aktuell aber an dasjenige, welches 
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sie zu erfüllen vor anderen in die Lage gestellt ist und dadurch 
seinen organischen Beitrag gicbt x ). 

Die Persönlichkeit des Organismus resp. des Staats ist also 
keineswegs das Erste, an das sich dann erst die organische 
Funktion als dessen Willensäusserung anschlösse: vielmehr ent- 
springt der Gedanke jener Persönlichkeit erst aus der Unter- 
scheidung der Thatigkeit des Individuums für seine eigenen und 
derjenigen für die Lebenszwecke aller Anderen *). Es darf daher 
diesem Gedanken kein eigener selbststündiger Inhalt zugeschrieben 
werden; und am wenigsten darf man das organische Verhältniss 
unter der Vermittelung des Begriffs der Person in ein Verhältniss 
des Subjekts zum Objekt, des Herrn zur Sache umwandeln. 
Zvr chen der organischen Funktion des Zwanges und dem for- 
ii en Verhältniss der Herrschaft ist eine weite Kluft. 

Wie folgenreich die Verschiedenheit beider Auffassungen sei, 
mögen wenige Beispiele zeigen. 

Gleich die Stellung des Monarchen im Staat bringt die Theorie 
der Staatspersönlichkeit und der staatlichen Herrschaft in Verlegen- 
heit. Das Wesen des Staats ist, dass er herrscht; er herrscht aber 
nur durch seine Organe, in der Monarchie durch den Monarchen, 
Wenn aber der Staat nur durch den Monarchen wollen kann. 

1) Damit soll natürlich die Organisation de« Staates nicht als 
etwas blos Thatsächliches bezeichnet werden. Aber die Frage von der 
Natur einer staatlichen Function ist unabhängig von dem Akt, durch 
welchen die Stellung erworben wurde, die zu einer solchen Function ver- 
pflichtet. Ist aber eine bestimmte Organisation des Staates rechtlich vor- 
handen, so ist ebendamit für bestimmte Personen diejenige Lage her- 
gestellt, welche sie allein zur Uebernahme gewisser staatlicher Functionen 
fähig macht. 

2) Dies widerspricht weder dem Satz, dass das Ganze vor den 
Theilen sei , noch der ethischen Persönlichkeit des Staates. Wenn wir 
von organischer Function des Individuums sprechen, so denken wir uns 
dieses bereits als Glied eines Organismus ; und wenn wir diesem Organismus 
ethische Persönlichkeit zusprechen, so haben wir dabei den ethischen 
Lebensprozess im Auge, an dem jedes Glied seinen organischen Theil hat. 
Wir schliessen also mit unserem Regriff der Persönlichkeit gerade das aus, 
was man sonst mit diesem Begriff in seiner Anwendung auf den Staat 
bezeichnet — die juristische Concentrirung dieser Persönlichkeit in einen 
einzigen Willen. 
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wie hat er denn gewollt, dass der Monarch Monarch sei? bedurfte 
das des Staatswillens nicht ? leitet der Monarch sein Recht nicht 
vom Willen der Person des Staates ab? Dann steht er ja wieder 
ausser und über dein Staat — und alle schönen Worte von der 
lebensvollen Stellung des Fürsten im Staat sind eben nur Worte. 

Es ist ganz richtig : der Monarch leitet sein Recht nicht von 
einem persönlichen Willen irgend welcher Art ab; dasselbe be- 
darf auch dieser Ableitung nicht; es ist ein organischer Beruf, 
der ihm zufiel, weil er am besten in der Lage ist, ihn zu erfüllen; 
ein geschichtlicher Akt hat ihn in diese Lage gesetzt und es 
haben dabei alle Kulturelemente und Verhältnisse des Kreises mit- 
gewirkt, dem er angehört. 

Auch an die Lehre von der Staats-, Fürsten- und Volks- 
souveränität, sowie an die rechtlichen Wirkungen der Ursurpation 
kann hier erinnert werden. Wie einfach wird ihre Erklärung von 
unserem Standpunkte aus! 

Ein nicht minder instruktives Beispiel gewährt der Staats- 
dienst. Die abstrakte Gegenüberstellung der Staatsgewalt und 
des Volks im Verhältniss von Subjekt und Objekt ruft die eben- 
so abstrakte Zusammenfassung der staatlichen Herrschaft in 
einen einzigen Willen mit Nothwendigkeit hervor. So Con- 
centrin die jetzt gewöhnliche Theorie die gesammte Staatsgewalt 
in der Person des Monarchen und erblickt in den Staatsdienern 
nur die beauftragten Gehilfen desselben. Diese Auffassung ist 
aber nicht blos des Monarchen unwürdig '), sie ist auch unwahr; 
die Mehrheit von staatlichen Organen ist nicht eine Folge der 
Quantität der staatlichen Arbeiten, sondern eine Forderung, die 
aus der qualitativen Verschiedenheit der staatlichen Funktion sich 
ergiebt, vermöge der dieselben in einer Hand gar nicht vereinigt 
sein dürfen. Wie die Staatsgewalt im Ganzen das Glied eines 
Organismus ist, so muss sie auch selbst wieder ihrer innersten 
Natur nach nicht blos eine Organisation, sondern einen Organismus 
von relativ selbstsländigen, aber organisch zur Einheit verbundenen 
Gliedern bilden. Wir alle haben den Satz von der Unabhängig- 



1) S. Zoepfl, Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechtes 5. Aufl. 
2. Theil S. 779. 
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keit der Richter als einen Grundpfeiler des Constitulionalismus 
in Fleisch und Blut aufgenommen ; wir sind überzeugt, dass nicht 
Äussere Zweckmässigkeitsgründe, sondern die innere Verschieden- 
heit der richterlichen und der Regierungsfunction mit logischer 
Notwendigkeit diese Trennung verlangt. Wie sollen wir sie aber 
begreifen , wenn uns jede staatliche Funktion wesentlich als 
Function des Honarchen erscheint? Wir gelangen damit zu dem 
inneren Widerspruch, wonach eine Function, die dem Monarchen 
ihrer Natur nach nicht zukommen soll, ihm dennoch wesentlich 
zukommen muss. Noch greller zeigt sich dieser Widerspruch, 
wenn wir einen contrasignirenden Minister durch den Staatsgerichts- 
hof als Organ des Monarchen verurtheilen lassen. Denn wir muthen 
hier dem Monarchen zu, unter dem Schutz eigener Unverant- 
wortlichkeit denjenigen selbst zur Strafe zu ziehen, der nur in 
seinem Auftrag und Namen gehandelt hat. Von unserem Stand- 
punkte aus kann diese Stellung des Gerichtes nicht den mindesten 
Anstoss erregen und dem System nicht die geringste Schwierigkeit 
bereiten ; ihre Unabhängigkeit erscheint dann von der der anderen 
Staatsorgane nur dem Grade nach, nicht im Wesen verschieden. 
Wie sollen wir ferner das Verhaltniss des Volks zum Staat 
unter dem Gesichtspunkt der Beherrschung auffassen? Es ist 
doch kaum mehr als ein Geständniss der Unzulänglichkeit dieser 
Theorie, wenn man die bürgerlichen und politischen Rechte für 
Reflexe der staatlichen Herrschaft erklärt. Wollte man damit 
nur den banalen Satz ausdrücken, dass ihre Festzetzung vom Staat 
ausgeht, so würde sich ja nun erst die Frage erheben, ob denn 
der Staat hierbei lediglich nach Willkür verfahre, ob er dem Volk 
ein Geschenk mache? und würde diese Frage bejaht, so hätte 
man damit den Staat selbst jeden Maassstabes für die Feststellung 
dieser Rechte beraubt. Es scheint aber , dass man mit jenem 
Worte vielmehr den Gedanken ausdrücken wollte, die Einwirkung 
des Subjekts auf das Objekt finde ihre Begrenzung im Objekte 
selbst Ist dies aber richtig, so fällt die Theorie von der Herr- 
schaft des Staates über das Volk auseinander. Denn wenn die im 
Objekt gegebene Grenze der Herrschaft des Subjekts die Gestalt 
von bürgerlichen, und politischen Rechten annimmt, so ist dieses 
Objekt nicht mehr blos als eine Sache aufgefasst, sondern als ein 
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selbstständiges lebendiges Wesen anerkannt. Dann stehen sich also 
Subjekt und Subjekt gegenüber und die Grenze der Herrschaft 
findet sich in einem selbstständigen, von dem Willen des 
herrschenden Subjekts nicht ableitbaren Recht des beherrschten 
Subjekts. 

Für uns verschwindet diese Schwierigkeit vollkommen, für 
uns giebt es ja keine staatliche Herrschaft, sondern eine organische 
Function der staatlichen Organe; eine Function also, die von 
Haus aus begrenzt ist durch einen organischen Zweck, durch 
den Zweck der Erreichung der menschlichen Lebensaufgaben im 
organischen Zusammenleben des Volkes. 

Daran schliesst sich endlich die Frage nach der Stellung der 
Landstände im Staate. Haben sie etwa einen Theil an der staat- 
lichen Herrschaft? Nein! und doch haben sie eine organische 
Function im Staat. Leiten sie ihr Recht aus dem Willen der 
Staatsgewalt ab ? Nein ! die selbstständige Rechtsgrundlage gegen- 
über dem Monarchen gehört zu ihrem Wesen; ist dies aber 
wahr, so fällt der Staat, dessen Wesen die Herrschaft ist, aus- 
einander. Vielleicht leiten sie ihr Recht zwar nicht aus dem 
Willen der Staatsgewalt, aber doch des Staates ab. Aber diesen 
Ausweg hat man sich selbst verschlossen, man hat darauf ver- 
zichtet, mit dem Prädicat des staatlichen nur das organische zu 
bezeichnen, man hat den Staat zur Person erhoben, das Staat- 
liche ist das aus dem Willen dieser Person Fliessende; der 
Wille der Person des Staates kann aber nicht verschieden sein 
von dem Willen der Staatsgewalt. 

Hochgeehrte Versammlung! Damit glaube ich, soweit es 
in Kürze geschehen konnte, die gestellte Aufgabe erfüllt zu 
haben. Ein jugendlicher, an Geist aber keineswegs armer, 
Publicist *") der neuesten Zeit hat gegen das so gewöhnliche 
Spielen mit dem Begriff des Organismus und des Organischen 
auf dem staatlichen Gebiet das Witzwort hingeworfen: .Was 
man nicht decliniren kann, das sieht man als organisch an!" *) 

1) Karl Walker, Verfasser des Werkes „Kritik der Partheien 
in Deutschland etc." Berlin 1865. ; nach Seite IX bei der Abfassung der 
Vorrede seines Buchs 25 Jahr alt. 

2) S. Seite 402 des cit. Buches. 
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Ich darf hoffen, dass dieses Wort nicht auch mir entgegenge- 
halten werde. Denn das gerade ist mein Bestreben, Ernst zu 
machen mit der organischen Auffassung des Staates. 

Wer wollte es leugnen, dass diese Auffassung auch ihre 
praktische Seite hat ? Eine staatliche Organisation von bestimmter 
Art setzt sie jedoch nicht voraus und fordert sie nicht. Es kann 
jede staatliche Organisation von dieser Anschauung aus gedeutet 
werden, und es muss sich jeder Staat diese Deutung seiner 
Organisation gefallen lassen, falls nur die Anschauung selbst 
eine richtige ist ')• 

Ich habe mich in meiner Ausführung immer nur an die D. pu- 
blicistische Wissenschaft gehalten, und die Gedanken von Staat 
immer nur so genommen, wie sie bei den Publicisten sich aus- 
geprägt haben. Ich ergreife aber die Gelegenheit zu dem Be- 
kenntniss, dass ich der Krause'schen Rechtslehre meine An- 
schauung danke. 



1) Es ist ja die ganze Ausführung nur darauf gerichtet, den organi- 
schen Charakter aller Staatslehre an's Licht zu setzen. Was sich für 
staatlich ausgiebt, muss organisch sein. Der absolute Herrscher hat eben 
darum, weil er einem Staat vorsteht, nur eine organische Function. Keine 
Macht der Erde kann seine Stellung zu einer in ihrem Wesen willkürlichen 
machen. Handelt der absolute Monarch nach Willkür, so ist das eine 
Verkennung seiner Stellung, wie sie mehr oder weniger in jeder Organi- 
sation vorkommen kann. Handelt er aber so, wie die staatliche Aufgabe 
es fordert, so hat er damit nicht etwa dem Volk ein Geschenk gemacht, 
oder etwas gethan, was er auch anders hätte thun können, sondern er 
hat gehandelt, wie er handeln musste. Ein anderes naheliegendes Bei- 
spiel liefern die Stände. Sie mögen organisirt sein, wie sie wollen, selbst 
wenn wir uns denken wollen, es würden alle Ständemitglieder vom Mo- 
narchen ernannt — nichtsdestoweniger leiten sie ihre Aufgabe nicht aus 
seinem Willen ab; sie üben eine organische Function aus, deren richtige 
Erfüllung unabhängig ist von dem Wohlgefallen oder Missfallen der Re- 
gierung. 



